
wäsche durchleuchten zu lassen. Beides
machen Geberländer zur Bedingung für
Hilfen.

Das ist aber das Einzige, worin sich die
Euro-Zone einig ist, ansonsten sind die
Mitglieder in der Zypernfrage tief zerstrit-
ten. Die Bundesregierung zweifelt nach
wie vor daran, dass die Mittelmeer-Insel
überhaupt ein Hilfsprogramm benötigt.
EU-Währungskommissar Olli Rehn hält
dagegen: „Jedes Euro-Mitglied ist system-
relevant“ (siehe Interview). Pläne, die
Gläubiger zyprischer Banken an den Kos-
ten des Hilfsprogramms zu beteiligen,
lehnt er ab.

Kürzlich sprachen Finanzminister
Schäuble und sein französischer Amtskol-
lege Pierre Moscovici von einer Lösung
bis Ende März, doch das nimmt in Brüssel
derzeit niemand ernst. Von der deutsch-
französischen Einigkeit ist nach Teilneh-
meraussagen in den Verhandlungen
nichts zu spüren. Aber die Zeit drängt,
um Ostern herum wird Zypern das Geld
ausgehen, dann könnte die Währungsuni-
on wieder ins Wanken geraten. „Wenn
Zypern ungeordnet zahlungsunfähig wür-
de, wäre die Folge mit großer Wahrschein-
lichkeit ein Austritt aus der Euro-Zone“,
warnt Währungskommissar Rehn.

Und so wächst in den Zentralen der
Rettungspolitiker die Sorge, dass die Euro-
Krise bald schon wieder mit voller Wucht
zurückkommt. „Die Stimmung an den Fi-
nanzmärkten, die in den vergangenen
Wochen Ruhe signalisierte, war der tat-
sächlichen Lage ein bisschen enteilt“,
stellt ein IWF-Insider trocken fest.

Die Folgen bekommt niemand stärker
zu spüren als EZB-Chef Draghi. Mit Sor-
ge beobachtet er, dass der Kreditfluss in
vielen Ländern stockt, die Investitionen
zurückgehen. Er fürchtet, dass die EZB
noch mehr als bisher in die Pflicht ge-
nommen werden soll.

Vergangenes Jahr stützte die EZB mo-
natelang das strauchelnde Griechenland,
weil sich die EU lange auf kein Rettungs-
paket verständigen konnte. Vor kurzem
drückte sie beide Augen zu, als die irische
Notenbank einem Institut beisprang; das
Verbot, staatliche Haushalte direkt zu fi-
nanzieren, wurde trickreich umgangen.
Müsste die EZB nun auch noch einer re-
formunwilligen italienischen Regierung
helfen, wäre ihre Glaubwürdigkeit end-
gültig zerstört. Viele Zentralbanker wol-
len sich von Europas Rettungspolitikern
nicht länger einspannen lassen. 

Kein Wunder, dass Draghis Appelle an
die Regierungen allmählich die Form von
Predigten annehmen. „Der Einzelne
muss tun, was er kann, bevor er sich hil-
fesuchend an die Gemeinschaft wendet“,
erklärte Draghi seinen Zuhörern vergan-
gene Woche in München. „Dasselbe gilt
für die Länder des Euro-Raums.“

DINAH DECKSTEIN, CHRISTIAN REIERMANN,
CHRISTOPH SCHULT

SPIEGEL: Im Dezember haben Sie gesagt,
der Höhepunkt der Krise sei überschrit-
ten. War das ein voreiliges Urteil?
Rehn: Ich habe gesagt, das Schlimmste sei
vorüber, aber es gebe keinen Grund für
Selbstzufriedenheit. Es ist unerlässlich,
dass wir den Reformkurs beibehalten und
die Wirtschafts- und Währungsunion voll-
enden.
SPIEGEL: Nach der Wahl in Italien mehren
sich die Rufe, den strikten Sparkurs auf-
und mehr Geld für Wachstum auszugeben.
Rehn: Wir alle wollen, dass die Wirtschaft
nachhaltig wächst und neue Arbeitsplätze
entstehen. Aber wir lösen unsere Wachs-
tumsprobleme nicht, indem wir auf die
alten Schulden neue türmen. Angesichts
einer durchschnittlichen Staatsschulden-
quote in Höhe von 90 Prozent des Brutto -
inlandsprodukts in der EU sehe ich kei-
nen Spielraum, den Pfad der Haushalts-
konsolidierung zu verlassen.
SPIEGEL: Gilt das auch für die französische
Regierung, die das Drei-Prozent-Ver-
schuldungskriterium in diesem und wohl
auch im nächsten Jahr verfehlt?
Rehn: Die französische Regierung hat
Strukturreformen begonnen, gleichzeitig
hat sich aber der wirtschaftliche Ausblick
unerwartet verschlechtert. Frankreich
muss jetzt die EU-Kommission und seine
europäischen Partner überzeugen, dass
es seine öffentlichen Finanzen mittelfris-
tig in Ordnung bringt.
SPIEGEL: Was hilft es, wenn sich Europa
zu mehr Haushaltsdisziplin verpflichtet,
Sie aber in der Realität immer wieder Zu-
geständnisse machen?
Rehn: Ich mache bei den Regeln des Sta-
bilitätspaktes keine Abstriche. Der refor-
mierte Pakt legt den Akzent darauf, dass

die öffentlichen Finanzen mittelfristig
tragfähig werden. Kurzfristig können da-
für gewisse Abweichungen hingenommen
werden, unter der Voraussetzung, dass
ein Land Reformen umsetzt. Wir bauen
also auf Partnerschaft, sind aber bereit,
die neuen Sanktionsinstrumente einzu-
setzen, wenn es nötig wird.
SPIEGEL: Der Anteil der öffentlichen Aus-
gaben am französischen Bruttoinlands-
produkt ist mit 56 Prozent sehr hoch.
Beunruhigt Sie das?
Rehn: Die französische Regierung muss
sehen, wie sie die exzessiven öffentlichen
Ausgaben unter Kontrolle bringt. Aus un-
serer Sicht lag die Betonung bislang zu
sehr auf Steuererhöhungen und zu wenig
auf Ausgabenkürzungen. Ich will den Fall
Gérard Depardieu nicht überbewerten …
SPIEGEL: … der seinen Hauptwohnsitz
nach Russland verlegte, weil er nicht
mehr so viel Steuern zahlen wollte …
Rehn: … aber als Finne erinnere ich mich
an die Debatte in meinem Nachbarland
Schweden in den siebziger Jahren. Da-
mals beschwerte sich die Kinderbuchau-
torin Astrid Lindgren öffentlich, dass ihr
Grenzsteuersatz 102 Prozent betrug. Die
Debatte verfehlte ihre Wirkung nicht:
Schweden senkte die Steuern und konnte
seine Wettbewerbsfähigkeit steigern,
ohne Sozialstandards aufzugeben.
SPIEGEL: Könnte sich nicht auch Zypern
aus eigener Kraft reformieren, warum
braucht es ein Rettungsprogramm?
Rehn: Auch wenn man aus einem großen
EU-Land kommt, sollte man sich bewusst
sein, dass jedes Euro-Mitglied systemre-
levant ist. Wenn Zypern ungeordnet zah-
lungsunfähig würde, wäre die Folge mit
großer Wahrscheinlichkeit ein Austritt
aus der Euro-Zone. Die Mitglieder der
Währungsunion haben sich verpflichtet,
alles zu tun, um die Einheit des Euro zu
bewahren. Dieses Versprechen hat die
Märkte beruhigt. Wir sollten diesen Er-
folg nicht gefährden.
SPIEGEL: In Berlin gibt es Überlegungen,
Gläubiger zyprischer Banken und Sparer
an den Kosten der Rettung zu beteiligen.
Rehn: Die EU-Kommission ist gegen einen
Schuldenschnitt. Wir streben auch nicht
die Einbeziehung der Sparer an. Ich bin
sicher, dass wir eine Lösung finden, die
den Bedenken aller Euro-Länder Rech-
nung trägt.
INTERVIEW: CHRISTOPH PAULY, CHRISTOPH SCHULT
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„Bereit zu Sanktionen“
EU-Währungskommissar Olli Rehn, 50, 

will am Reformkurs und am Stabilitätspakt festhalten.
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Kommissions-Vizepräsident Rehn
„Die Währungsunion vollenden“ 


